
SPIEZ Mit dem verdichteten Fahrplan auf den Oberländer Seen
hat die BLS die Ländte Spiez den erhöhten Anforderungen des
Taktfahrplanes angepasst. Vorläufig warten muss aber die
geplante WC-Anlage.

«Mit der Einführung eines Takt-
fahrplans für die Schiffe sind ab
sofort die Anschlüsse in Thun,
Interlaken und Brienz an Bahn,
Bergbahnen und Bus optimal ge-
währt. Dies gilt auch für die IC-
Züge aus dem Wallis mit An-
schluss an die Schiffe in Thun.»
Über diese Verbesserungen ge-
genüber dem Fahrplan 2011 hat
sich Hans Meiner, Leiter der
Schifffahrt Berner Oberland, an
der Präsentation der Saison 2012
gefreut. Mit dem Taktfahrplan
kreuzen sich die Schiffe zwischen
Spiez und Faulensee. Sie legen al-
so jeweils kurz nacheinander an
der Ländte Spiez an. So werden
auch die Anschlüsse von und zum
Bahnhof Spiez gewährleistet.

«Die kurz hintereinander anle-
genden Schiffe – Richtung Inter-

laken zur Minute 28 und Rich-
tung Thun zur Minute 34 – er-
fordern einen staufreien und
raschen Wechsel der Passagiere»,
erklärt Meiner. Das wird umso
wichtiger, wenn die Blümlisalp
und weitere Schiffe als Entlas-
tungskurse unterwegs sein wer-
den. Deswegen wurden proviso-
rische Personenleitsysteme in-
klusive Lautsprechern in Spiez
montiert, die vor allem bei Gross-
andrang an Wochenenden und in
den Sommerferien getestet und
bei Bedarf angepasst werden. Da-
mit werden die Reisenden rich-
tungsgetrennt zu den Schiffen
und an Land geführt. «So vermei-
den wir Verspätungen im Fahr-
plan», ist Hans Meiner über-
zeugt. Dabei kann er aus langjäh-
riger Erfahrung als Direktor der

Schiffsbetriebe Vierwaldstätter-
see schöpfen.

Vertrackte WC-Geschichte
Kunden und Passanten, die nach
einem WC auf der Ländte Aus-
schau halten, werden auf die
öffentliche Toilette 360 Meter
entfernt beim Spielplatz in der
Bucht verwiesen, obwohl eine
entsprechende Anlage auf dieses
Frühjahr geplant war (wir berich-
teten). Meiner verweist auf ein
laufendes Verfahren, zu welchem
er sich nicht äussern möchte, aus-
ser dass noch juristische Fragen
gelöst und Einsprachen behan-
delt werden müssen. Er hofft, die
Toiletten gemeinsam mit der Ge-
meinde Spiez im kommenden
Winter bauen zu können.

Anfänglich schien dem Bauge-
such der BLS nichts im Weg zu
stehen. Nach erfolgter materiel-
ler Prüfung stellte das Regie-
rungsstatthalteramt jedoch fest,
dass aufgrund der Zonenvor-

WC-Anlage bei der Ländte
wird noch nicht gebaut

schriften eine Baubewilligung
nicht in Aussicht gestellt werden
kann. «Kurz darauf wurde die
BLS mit Kopie an die Gemeinde
informiert, dass die Baubewilli-
gung nicht erteilt werden kann»,
sagt der Spiezer Bauverwalter
Martin Wells. Gemeindepräsi-
dent Franz Arnold ergänzt: «Nun
liegt es an der BLS als Bauherrin
vorzuschlagen, wie es weiterge-
hen soll.

Vorschriften blockieren
Dasselbe sagt auch Regierungs-
statthalter Christian Rubin und
begründet die Bauverzögerung
mit dem örtlichen Zonenplan und
den entsprechenden Vorschrif-
ten, die dem Baugesuch entgegen-
stehen. Wirt Rolf Baumer, dessen
Restaurant Welle durch die feh-
lende öffentliche WC-Anlage am
meisten betroffen ist, verzichtet
derzeit auf eine weitere Stellung-
nahme zum drängenden Thema.

Guido Lauper

Die Ländte Spiez mit dem neuen Personenleitsystem – noch fehlt die öffentliche WC-Anlage. Guido Lauper

BRÜNIG In einer Motion
verlangt der Weissenburger
Grossrat Thomas Knutti (SVP)
den Bau eines Tunnels durch
den Brünig und weist auf die
Gefahren auf der Passstrasse
hin. Der Regierungsrat sieht in
diesem Projekt keine Priorität.

Unter dem Titel «Brünigtunnel,
ein wertvoller Tunnel für das
Berner Oberland!» hat Grossrat
Thomas Knutti (SVP, Weissen-
burg) zuhanden des Regierungs-
rates eine Motion eingereicht. Er
argumentiert, die Verkehrssitua-
tion sei für die Bewohner und die
Verkehrsteilnehmer auf der Brü-
nigpassstrasse gefährlich. Um die
Gefahr und die Verkehrssituati-
on zu verbessern, müsse der Re-
gierungsrat dringend prüfen, ob
eine finanzielle Beteiligung von
13 Prozent an die Gesamtkosten
für den Kanton tragbar wäre.

Das Verkehrsaufkommen auf
der Brünigpassstrasse hat ge-
mäss dem Bundesamt für Stras-
sen (Astra), so Knutti, in den letz-
ten Jahren stark zugenommen.
«An verkehrsreichen Tagen fah-
ren heute täglich rund 8000
Fahrzeuge über den Pass. Das
Verkehrsaufkommen hat sich in
den letzten Jahren somit verdop-
pelt», schreibt der Grossrat. An
Spitzentagen würden mehr als
12 000 Fahrzeuge gezählt.

Vorteile für die Wirtschaft?
Die Tourismusregionen und die
KMU-Betriebe des Kantons
Bern könnten von einem Tun-
nelbau profitieren. Ebenso
könnte damit der Abwanderung
aus den Randregionen entge-
gengewirkt werden. «Das hohe
Verkehrsaufkommen in der Re-
gion Bern kann durch eine Tun-
nelverbindung entlastet wer-
den», schreibt Thomas Knutti.
Der Regierungsrat solle beim
Bund die nötigen Abklärungen
vornehmen. Der Motionär woll-
te vom Regierungsrat auch wis-
sen, ob ein Tunnel am Brünig-
pass finanziell tragbar wäre.
Auch fragte er, ob dadurch für
die Wirtschaft und den Touris-
mus im Oberland ein Standort-
vorteil entstehe. Weiter wollte
er wissen, ob der Verkehr in der
Region Bern durch den Bau ent-
lastet und wann mit dem Bau be-
gonnen werden könnte.

Bau des Tunnels «ungewiss»
Der Brünigtunnel sei im Bau-
programm des Bundes für die
Fertigstellung des National-
strassennetzes enthalten, je-
doch als nicht prioritäres Vorha-
ben der Kategorie «Ungewisse
Projekte» zugeordnet, schreibt
der Regierungsrat in seiner Ant-
wort an Thomas Knutti. An Na-
tionalstrassenprojekte, die der
Netzvollendung dienen, bezahle
der Kanton üblicherweise einen
Anteil von 13 Prozent. Um Klar-
heit über die Zweckmässigkeit
und die Machbarkeit eines Brü-
nigtunnels zu erhalten, hätten
die Kantone Bern und Obwalden
Anfang 2011 beim Bund die Er-
stellung einer Zweckmässig-
keitsbeurteilung (ZMB) für den
Nationalstrassenabschnitt A 8
Brienzwiler-Ost–Kantonsgren-
ze–Lungern-Süd beantragt. Die
ZMB werde unter der Federfüh-
rung des Astra erarbeitet und
durch das Bundesamt finanziert.
Es gelte nun, die Ergebnisse ab-
zuwarten, die zeigen werden, ob
ein Brünigtunnel zweckmässig
und machbar ist.

«Ein Beginn der Hauptarbei-
ten ist frühestens im Jahr 2023
vorgesehen», steht weiter in der
Antwort des Regierungsrates, der
seine Antwort nun an den Gros-
sen Rat überwiesen hat. pd

Tunnelbau:
Frühestens
im Jahr 2023

MEIRINGEN Der Regierungs-
rat lehnt die Motion der SP-
Grossrätin Nadine Masshardt
ab. Diese forderte, mit einer
Standesinitiative für weniger
Fluglärm durch den Flugplatz
Meiringen zu sorgen.

Die Grossrätin Nadine Mass-
hardt (SP) forderte in einer Moti-
on vom Regierungsrat bei der
Bundesversammlung eine Stan-
desinitiative einzureichen. De-
ren Inhalt soll lauten: «Die An-
zahl Kampfjetflugbewegungen
auf dem Flugplatz Meiringen ist
auf 2500 pro Jahr zu senken. Die
Verlagerung auf andere Militär-
flugplätze ist auszuschliessen.»
Weiter solle die Sommerpause
auf dem Militärflugplatz vier Mo-
nate dauern.

Die Grossrätin begründete ihre
Motion mit «Lärm macht krank».
Die Regionen rund um Militär-
flugplätze wie jenen in Meiringen
seien einer sehr hohen Lärmbe-
lastung durch Kampfjets ausge-
setzt. Das beeinträchtige die
Wohn- und Lebensqualität sowie
die touristische Attraktivität der
betroffenen Regionen und damit
auch die Wirtschaftskraft.

«Bedeutender Arbeitgeber»
Nun hat der Regierungsrat die
Motion beantwortet. Er hält fest,
er sei sich der Problematik rund
um den Militärflugplatz bewusst.
Einerseits erfülle der Flugplatz
eine wichtige öffentliche Aufga-
be. Er sei zudem ein bedeutender
Arbeitgeber, der rund 200 Ar-
beits- und 25 Ausbildungsplätze
in einer mehrheitlich struktur-
schwachen Region anbiete. «An-
dererseits stellt der Flugbetrieb
für die betroffene Bevölkerung
und für den Tourismus als weite-
res wichtiges Standbein der re-
gionalen Wirtschaft eine bedeu-
tende Belastung dar», fügt der
Regierungsrat hinzu.

Der Betrieb des Flugplatzes
sorge in der Region regelmässig
für starke Emotionen «und ge-
niesst bei der Bevölkerung nicht
die vollumfängliche Unterstüt-
zung».

Die Forderungen des Kantons
Der Regierungsrat verweist wei-
ter auf seine Stellungnahme aus
dem Jahr 1997 zum Entwurf des
Sachplans Militär: «Damals wie
heute standen insbesondere die
Forderung nach einer Reduktion
der Flugbewegungen, eine länge-
re Sommerpause zugunsten des
Tourismus sowie weitere Mass-
nahmen zur Lärmreduktion im
Raum.»

Das VBS habe für den Militär-
flugplatz Meiringen verschiede-
ne Massnahmen umgesetzt. So
seien die Jetflugbewegungen auf
jährlich 5000 reduziert worden.
Der Regierungsrat erklärt, eine
weitere Reduktion hätte zur Fol-
ge, dass die Luftwaffe ihren Auf-
trag nicht mehr erfüllen könnte.
Im Rahmen seiner Stellungnah-
me zum «Objektblatt Militärflug-
platz Meiringen» des Sachplans
Militär habe er im Namen des
Kantons Bern diverse Forderun-
gen gestellt, schreibt der Regie-
rungsrat (wir haben berichtet).
So solle die flugfreie Zeit im Jet-
betrieb auf mindestens vier Mo-
nate im Jahr festgelegt werden.
Der Regierungsrat will weiter ei-
ne Beschränkung auf maximal
4000 Jetflugbewegungen im
Jahr und Kompensationsmass-
nahmen zugunsten der betroffe-
nen Bevölkerung prüfen.

Die Anliegen der Motion wür-
den sich abgesehen von der Zahl
der Flugbewegungen mit der
Eingabe des Regierungsrats de-
cken. Deshalb lehne er dieses An-
liegen ab. pd/sum

Motion zu
Fluglärm
abgeblitzt

BRIENZERSEE Der Regie-
rungsrat soll abklären lassen,
warum im Brienzersee immer
kleinere Fische schwimmen.
Der Rat will jedoch entspre-
chende Studien des Bundes
abwarten.

«Der Regierungsrat wird beauf-
tragt, die Gründe der Sterilität
der Fische in den Gewässern, ins-
besondere im Brienzersee, zu un-
tersuchen und Massnahmen auf-
zuzeigen, wie dieser Entwicklung
entgegengewirkt werden kann.»
Dies fordert eine Motion, welche
Markus Meyer (SP), Daphné Rü-
fenacht, Christine Häsler (beide
Grüne), Peter Flück (FDP), Ma-
thias Kohler (BDP) und Hans
Schmid (SVP) unterzeichnet ha-
ben. Zudem soll der Regierungs-
rat gemeinsam mit den zuständi-
gen Stellen des Bundes versuchs-
weise Massnahmen zur Reduk-
tion der Phosphatfällung und de-
ren Folgen im Brienzersee er-
greifen. Es soll verhindert
werden, dass die Felchenarten
im Brienzersee viel langsamer
wachsen als einst (wir haben be-
richtet) und Fischer deutlich we-
niger Einkommen haben.

Der Regierungsrat erklärt in
seiner Antwort: «Insbesondere

aufgrund von grossen Investitio-
nen in die Abwasserinfrastruktur
und durch das Phosphatverbot in
Waschmitteln hat sich die Was-
serqualität der Schweizer Seen in
den letzten Jahrzehnten verbes-
sert.» Das wirke sich aber tat-
sächlich auf die Fische aus.

Bund soll auch zahlen
Im Auftrag des Fischereiinspek-
torats und des Gewässer- und Bo-
denschutzlabors des Kantons
Bern sei eine Analyse des Brien-
zersees erstellt worden, welche
die Entwicklungen seit 1999 fest-
hält. Die bisherigen Abklärungen

hätten aber «erst einen groben
Einblick» gegeben. Eine entspre-
chende Forschung sei schwieri-
ger als die Untersuchungen im
Thunersee, «weil bei der Be-
schaffung des Untersuchungs-
materials nicht in vergleichbarer
Art und Weise auf die Unterstüt-
zung durch die Berufsfischerei
gezählt werden könnte». Der Re-
gierungsrat vertritt deshalb die
Auffassung, dass über die Durch-
führbarkeit eines solchen Unter-
suchungsprogramms erst nach
vertieften Abklärungen entschie-
den werden kann. Da eine solche
Studie Modellcharakter hätte,

Regierungsrat will Entscheid abwarten
wäre für den Regierungsrat auf-
grund der Finanzlage eine weite-
re Bedingung, dass sich der Bund
an den Kosten einer solchen Un-
tersuchung beteiligen würde.

Entscheid auf Bundesebene
Versuchsweise Massnahmen zur
Reduktion der Phosphatfällung
im Brienzersee könnten nur im
Einverständnis mit dem Bund er-
griffen werden, da dieser für die
gewässerschutzrechtlichen Vor-
gaben verantwortlich ist. Der Re-
gierungsrat verweist auf zwei
gleich lautende Motionen auf
Bundesebene, die den Bundesrat
beauftragen wollen, im Sinne ei-
nes Pilotversuchs einen teilwei-
sen oder vollständigen Verzicht
auf die Phosphatfällung in den
Abwasserreinigungsanlagen am
Brienzersee zu ermöglichen. Die
Behandlung der Vorstösse in den
eidgenössischen Räten steht
noch aus. Erst wenn diesbezüg-
lich die Haltung des Bundes fest-
stehe, könnten die Rahmenbe-
dingungen für die geforderten
versuchsweisen Massnahmen
näher geprüft werden.

Der Regierungsrat beantragt
deshalb, die Motion der Grossrä-
te als Postulat, also als Vorstoss,
anzunehmen. pd/sumDen Felchen im Brienzersee soll es dank einer Motion besser gehen. zvg
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